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Vorwort 

Das vorliegende Lehr- und Praxisbuch soll Studierende der Sozialen Arbeit auf 
eine Tätigkeit in Jugendämtern und freier Jugendhilfe vorbereiten und zugleich 
eine Hilfe für die Praxis sein. 

Dazu werden nach einer Einführung in das juristische Arbeiten die wesent-
lichen Grundzüge des Kinder- und Jugendhilferechts aufgezeigt. Anhand von 
Beispielen und Querverweisen wird zur Vernetzung des Wissens beigetragen. 

Praxishinweise richten sich vorrangig an Mitarbeitende der Jugendhilfe, 
vermitteln den Studierenden aber gleichsam einen Eindruck der dortigen Fra-
gestellungen. 

Hinweise auf Literatur und Rechtsprechung sollen es ermöglichen, die ange-
sprochenen Themen zu vertiefen. Insoweit wurde ein Schwerpunkt auf dieje-
nige (Kommentar-)Literatur gesetzt, die in der Praxis bei Jugendämtern und 
freien Trägern verfügbar ist. 

Das Lehrbuch ist auf dem aktuellen Stand: Als erstes Standardwerk berücksich-
tigt es bereits die Änderungen durch das Gesetz zur Stärkung von Kindern und 
Jugendlichen (KJSG). 

Den Leserinnen und Lesern sollte freilich klar sein, dass in der Jugendhilfe 
über das vorliegende Buch hinaus Kenntnisse des Familienrechts erforderlich 
sind. Diese können anhand des im Kohlhammer Verlag erschienenen Werks 
„Familienrecht und Einführung in das Zivilrecht“ erworben werden, das vom 
selben Autor verfasst wurde. 

Für ihr gewissenhaftes Lektorat habe ich meiner Mutter zu danken. Gewidmet 
war bereits die Erstauflage meiner Familie. 

Esslingen a. Neckar, Juni 2021 C. S. 
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I. Einführung in das juristische Arbeiten 

In diesem Kapitel sollen Sie, liebe Leserinnen und Leser, einen ersten Überblick 
über das juristische Arbeiten bekommen. Juristisches Arbeiten meint dabei 
immer Arbeit mit Recht, also in der Praxis das Erfassen und die rechtliche 
Würdigung von Lebenssachverhalten. 

Wir werden uns deshalb zunächst mit den Rechtsquellen befassen, also z. B. 
mit der Frage, was unter „Gesetzen“ und „Verordnungen“ zu verstehen ist.  

Sodann werden wir uns Gedanken darüber machen, welche Methoden wir 
anwenden, um den Regelungsgehalt einer Norm zu erfassen, wie also z. B. Ge-
setze auszulegen sind. Allerdings gibt es Fälle, in denen das allein nicht weiter-
hilft: entweder weil wir bei der Auslegung zweier Gesetze zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen oder weil der Anwendungsbereich eines Gesetzes nicht 
eröffnet ist und auch sonst keine auf den gegebenen Sachverhalt anwendbare 
Vorschrift besteht. Dann stellt sich im ersten Fall die Frage, welche von mehre-
ren konkurrierenden Normen Anwendung finden soll, wie also die Konkurren-
zen geregelt sind. Im zweiten Fall könnte dagegen die analoge, also sinngemäße 
Anwendung einer Vorschrift geboten sein, die eigentlich nicht „passt“. 

Im nächsten Schritt werden Sie lernen, wie unstreitige Sachverhalte zu be-
arbeiten sind. Mit unstreitigen Sachverhalten werden Sie in erster Linie im 
Rahmen der Ausbildung zu tun haben. In der Praxis müssen Sie nämlich zu-
nächst den „wahren“ Sachverhalt ermitteln, weil sich die Angaben der Beteilig-
ten widersprechen (sog. streitige Sachverhalte). Für beides gibt es spezielle Ar-
beitstechniken, mit denen Sie Fehler vermeiden können. 

Diesem Ziel dient auch die Arbeit mit Literatur, die nicht bloß für das wis-
senschaftliche Arbeiten an der Hochschule, sondern ebenso in der Praxis un-
entbehrliches Hilfsmittel ist. 

1. Rechtsquellen 

Der Staat, in dem wir leben, heißt „Bundesrepublik Deutschland“. Damit trägt 
er zwei Staatsziele im Namen: zum einen, dass es sich um eine Republik han-
delt, das Staatsoberhaupt also anders als in der Erbmonarchie auf Zeit gewählt 
wird. Und zum anderen, was uns im Zusammenhang mit den Rechtsquellen 
interessiert, dass es sich um einen Bundesstaat handelt. Das Besondere daran 
ist, dass innerhalb des Staates weitere Staaten bestehen, die wir als Bundeslän-
der bezeichnen. 
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Man könnte von 17 deutschen Staaten sprechen: dem Bund und 16 Bun-
desländern. Sowohl Bund als auch Länder verfügen über alle drei Staatsgewal-
ten: Legislative (gesetzgebende Gewalt), Exekutive (ausführende Gewalt) und 
Judikative (rechtsprechende Gewalt).  

Bund und Länder haben jeweils eigene Gesetze und sonstige Rechtsvor-
schriften. Wenn wir uns also einen Überblick über die Rechtsquellen verschaf-
fen wollen, müssen wir erst einmal zwischen dem Recht des Bundes und dem 
Recht der Länder unterscheiden. 

Dabei gilt im Allgemeinen, dass Bundesrecht Vorrang gegenüber Landes-
recht hat, oder, wie es das Grundgesetz in Art. 31 formuliert, Landesrecht 
„bricht“.1  

Beispiel 
Die hessische Landesverfassung hatte bis 2018 die Todesstrafe vorgesehen. Dennoch 
konnte sie seit 1949 nicht mehr verhängt werden. Denn am 24.5.1949 ist das Grund-
gesetz in Kraft getreten. Hierbei handelte es sich um Bundesrecht, das in Art. 102 die 
Todesstrafe für abgeschafft erklärte. 

Das gilt selbst für einfache Bundesgesetze oder für von Bundesministerien er-
lassene Rechtsverordnungen: Auch diese haben grundsätzlich Vorrang vor 
allen Regelungen auf Länderebene. 

Damit hätten wir zugleich klargestellt, dass es in Bund und Ländern jeweils 
Recht unterschiedlicher Ordnung gibt, man könnte sagen: wichtigeres und 
unwichtigeres Bundes- bzw. Landesrecht, in jedem Fall aber Recht, das gegen-
über anderen Normen einen Anwendungsvorrang hat. 

So können wir als unmittelbar von Bund und Ländern gesetztem Recht 
unterscheiden zwischen Verfassungsrecht, sonstigen Gesetzen und Rechtsver-
ordnungen. 

Das Verfassungsrecht steht an erster Stelle, geht also den übrigen Gesetzen 
und den Rechtsverordnungen vor. Die Landesverfassungen werden dabei be-
reits im Titel als „Verfassung“ bezeichnet, während die Verfassung des Bundes 
die Bezeichnung „Grundgesetz“ trägt. 

An zweiter Stelle stehen die sog. einfachen Gesetze, die durch das Parla-
ment, also auf Bundesebene den Bundestag, auf Landesebene den Landtag be-
schlossen werden. Einfache Bundesgesetze sind im Bereich des öffentlichen 
Rechts z. B. das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG), das Gesetz über 

                                                                 
1 Auf die durch die Föderalismusreform geschaffene Ausnahme des Art. 84 Abs. 1 S. 2 GG, 

nach der Landesrecht Vorrang vor Bundesrecht haben kann, soll an dieser Stelle nicht wei-
ter eingegangen werden. 
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die religiöse Kindererziehung (KErzG) und das Jugendgerichtsgesetz (JGG). Sie 
haben sich am Verfassungsrecht messen zu lassen, gehen aber Rechtsverord-
nungen vor. 

Solche Rechtsverordnungen werden nicht durch das Parlament beschlos-
sen, sondern aufgrund einer gesetzlichen Ermächtigung durch Ministerien 
erlassen. Ein Beispiel auf Bundesebene ist die Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-
Verordnung (Alg II-V). 

Wenn wir betonen, dass Verfassungsrecht, sonstige Gesetze und Rechtsver-
ordnungen unmittelbares Bundes- bzw. Landesrecht sind, dann deshalb, weil 
diese Normen von Organen des Bundes bzw. eines Bundeslandes erlassen wer-
den. 

Demgegenüber wird mittelbares Bundes- oder Landesrecht durch Dritte 
erlassen. Dafür bedarf es einer gesetzlichen Ermächtigung. 

Mittelbares Bundesrecht ist im Wesentlichen das Recht der Europäischen 
Union (EU). Grundlage dafür ist Art. 23 GG. Nach der Rechtsprechung des 
BVerfG ergibt sich hieraus zugleich ein Anwendungsvorrang gegenüber dem 
übrigen Bundesrecht, solange die wesentlichen Wertentscheidungen des 
Grundgesetzes gewahrt bleiben. Das Europarecht steht damit in unserer 
Rechtsordnung ganz oben. 

Dabei unterscheiden wir das sog. primäre vom sekundären Unionsrecht. 
Primäres Unionsrecht sind die zwischen den Mitgliedsstaaten der EU geschlos-
senen Verträge, zu denen Gleichbehandlungsgebote bzw. Diskriminierungs-
verbote zählen. Sekundäres Unionsrecht sind dagegen Verordnungen und 
Richtlinien. Verordnungen wie die DS-GVO gelten unmittelbar für die Bürger, 
während Richtlinien grundsätzlich durch den nationalen Gesetzgeber umge-
setzt werden müssen. 

Bei mittelbarem Landesrecht handelt es sich um das Recht von Körper-
schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts. Diese sind zur 
Rechtssetzung befugt, weil sie Satzungsgewalt haben. Das folgt z. B. für Ge-
meinden und Kreise (Gemeindeverbände) aus Art. 28 Abs. 2 GG. Beispiele 
kommunaler Satzungen sind Kindertagesstätten-Gebührensatzungen und Sat-
zungen für das Jugendamt. 

Das mittelbare Landesrecht ist gegenüber dem sonstigen Landesrecht nach-
rangig.  

2. Unterscheidung zwischen materiellem Recht und 
Prozessrecht 

Inhaltlich können wir die Rechtsnormen in solche des materiellen Rechts und 
des Prozessrechts unterscheiden. 
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Materiellrechtliche Normen regeln inhaltliche Rechte und Pflichten für die 
vom Geltungsbereich der Norm Betroffenen. Dies gilt z. B. das Sozialgesetzbuch 
(SGB) VIII, also das Recht der Kinder- und Jugendhilfe. 

Demgegenüber betrifft das Verfahrens- bzw. Prozessrecht das Verwal-
tungs- bzw. Gerichtsverfahren. Beispiele sind das SGB X und das Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) bzw. das Sozialgerichtsgesetz (SGG) und die Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO). 

3. Methodik der Rechtsauslegung 

Wenn wir eine Rechtsnorm gefunden haben, von der wir vermuten, dass sie im 
konkreten Fall anwendbar sein könnte, müssen wir zunächst ihren Sinn erfas-
sen. Das geschieht durch Auslegung. Für diese Rechtsauslegung kennen die 
Juristen verschiedene Methoden: die sprachlich-grammatikalische Auslegung, 
die systematische Auslegung, die historische Auslegung und die teleologische 
Auslegung. Diese sollen im Folgenden kurz dargestellt werden. 

Ausgangspunkt einer jeden Auslegung ist der Wortlaut der Norm,2 also die 
sprachlich-grammatikalische Auslegung. Für die Bedeutung der Wörter sind 
Legaldefinitionen, also Definitionen durch das Gesetz selbst, vorrangig 
heranzuziehen. Beispiele solcher Legaldefinitionen finden sich in § 7 SGB VIII. 
Dort steht u. a., dass Jugendlicher i. S. d. SGB VIII ist, wer zwischen 14 und 17 
Jahre alt ist. Wenn nun z. B. § 29 S. 1 SGB VIII davon spricht, dass die Soziale 
Gruppenarbeit älteren Kindern und Jugendlichen bei der Überwindung von 
Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen helfen soll, wissen wir, 
wer mit „Jugendlichen“ gemeint ist. 

In vielen Fällen enthält das Gesetz aber keine Legaldefinition. Dann ist bei 
juristischen Fachausdrücken der Sprachgebrauch der Juristen, i. Ü. der allge-
meine Sprachgebrauch zugrunde zu legen.3 

Soweit der Wortlaut uns zu einem eindeutigen Ergebnis kommen lässt, ist 
eine andere Auslegung grundsätzlich unzulässig (sog. Wortlautgrenze). 

Die systematische Auslegung fragt, in welchem Zusammenhang eine 
Rechtsnorm steht. Dies wird teilweise schon dadurch erkennbar, dass man 
einige Normen vor bzw. nach der in Betracht kommenden Vorschrift durch-
sieht. Auch der Titel des entsprechenden (Unter-)Abschnitts im Gesetz kann 
Aufschluss über den Regelungsgehalt geben. Wertungswidersprüche zu gleich- 
oder höherrangigem Recht sind im Wege der systematischen Auslegung grund-
sätzlich zu vermeiden.  

                                                                 
2 Vgl. BGH, Urt. v. 30.6.1966, KZR 5/65 = GRUR 1967, 158 (159) = BeckRS 9998, 111561. 
3 Palandt/Grüneberg, Einl. Rn. 41. 
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Unterfälle der systematischen Auslegung sind die verfassungskonforme 
Auslegung bzw. die unions- oder richtlinienkonforme Auslegung. 

Die verfassungskonforme Auslegung bedeutet, dass bei mehreren mögli-
chen Auslegungsergebnissen dasjenige anzuwenden ist, bei dem die Rechts-
norm mit der Verfassung in Einklang steht.4 

Die unions- bzw. richtlinienkonforme Auslegung geht dahin, dass 
nationales Recht, insbesondere wenn es zur Umsetzung einer Richtlinie der EU 
erlassen wurde, so auszulegen ist, dass eine größtmögliche Wirksamkeit des 
EU-Rechts erreicht wird (effet utile). 

Die historische Auslegung fragt nach der Entstehungsgeschichte, also nach 
dem vom seinerzeitigen Gesetzgeber befolgten Zweck. In vielen Fällen finden 
sich dazu Hinweise in den sog. Materialien, also Gesetzesbegründungen oder 
Parlamentsprotokollen. 

Zuletzt geht die teleologische Auslegung davon aus, dass der auszulegen-
den Norm ein objektiver Sinn und Zweck innewohnt. Dieser ist zu ermitteln, 
wobei die Norm als Teil einer gerechten und zweckmäßigen Ordnung begriffen 
wird.5 Das ist freilich nicht unproblematisch, denn die Frage, was gerecht und 
zweckmäßig ist, mag auch unter Heranziehung der grundsätzlichen Wertent-
scheidungen der Verfassung durchaus unterschiedlich beurteilt werden. 

4. Konkurrenzen 

Bei der Auslegung verschiedener Rechtsnormen kann man zu widerstreitenden 
Ergebnissen kommen. Dann stellt sich ähnlich wie im Straßenverkehr die Frage 
nach der „Vorfahrt“, die wir in diesem Zusammenhang als Konkurrenz be-
zeichnen: Welche Vorschrift ist gegenüber der anderen vorrangig, wenn eine 
gleichzeitige Anwendung beider Normen ausscheidet? 

Hier können wir zunächst auf die bereits dargestellte Normenhierarchie 
Bezug nehmen: Wenn es sich um Rechtsnormen unterschiedlicher Ordnung 
handelt, ist das höherrangige Recht anwendbar. Daraus folgt ein grundsätzli-
cher Vorrang des Europarechts, sodann des Verfassungsrechts auf Bundes-
ebene, also des Grundgesetzes, der einfachen Bundesgesetze und der (Bundes-) 
Rechtsverordnungen. Erst danach kommen das Verfassungsrecht der Länder, 
deren einfache Gesetze und Rechtsverordnungen bzw. (kommunales) Satzungs-
recht zur Anwendung. 

                                                                 
4 So bereits BVerfG, Beschl. v. 7.5.1953, 1 BvL 104/52 = NJW 1953, 1057 (1059) = BeckRS 

9998, 123318. 
5 Palandt/Grüneberg, Einl. Rn. 46. 
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